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ERKENNTNIS 
 

Der Asylgerichtshof hat durch den Richter Mag. Habersack als Einzelrichter über die Beschwerde des C.K., geb. 
00.00.1961, StA. Türkei, vertreten durch RA Dr. FROMHERZ & GLAWITSCH gegen den Bescheid des 
Bundesasylamtes vom 28.10.2008, FZ. 07 11.578-BAL, zu Recht erkannt: 
 

Die Beschwerde wird gemäß § 68 Abs. 1 AVG, BGBl. Nr. 51/1991 idgF iVm § 10 Abs. 1 Z 1 Asylgesetz 2005, 
BGBl. I Nr. 100/2005 mit der Maßgabe als unbegründet abgewiesen, dass der Spruch des angefochtenen 
Bescheides zu lauten hat: 
 

I. Der Antrag von C.K. auf internationalen Schutz vom 12.12.2007 wird gemäß § 68 Abs. 1 AVG wegen 
entschiedener Sache zurückgewiesen. 
 

II. C.K. wird gemäß § 10 Abs. 1 Z 1 AsylG aus dem österreichischen Bundesgebiet in die Türkei ausgewiesen. 

Text 

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e : 
 

I. Verfahrensgang und Sachverhalt: 
 

1. Der Beschwerdeführer, ein türkischer Staatsangehöriger kurdischer Volksgruppenzugehörigkeit, reiste am 
21.01.2002 illegal in das österreichische Bundesgebiet ein und beantragte am 22.01.2002 erstmals die 
Gewährung von Asyl in Österreich. 
 

Er wurde hiezu am 03.06.2002 vor dem Bundesasylamt niederschriftlich einvernommen und gab bezüglich 
seines Fluchtvorbringens im Wesentlichen an, dass er sein Heimatland verlassen habe, da er als Kurde und 
Mitglied der HADEP in der Türkei von der Polizei ständig Personenkontrollen unterzogen worden sei. Weiters 
sei 1993 ein körperlicher Übergriff auf ihn erfolgt. Seine Eltern, seine Gattin, seine Tochter sowie seine 
Schwester und ein Bruder würden sich nach wie vor in der Türkei aufhalten. Im Zuge dieser ersten Einvernahme 
legte der Beschwerdeführer auch einen türkischen Personalausweisausgestellt am 00.00.1995 vor. 
 

2. Mit Bescheid des Bundesasylamtes vom 21.03.2003, FZ. 02 02.204-BAL, wurde der Asylantrag in Spruchteil 
I unter Berufung auf § 7 AsylG 1997 abgewiesen; in Spruchteil II stellte das Bundesasylamt fest, dass die 
Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung des Beschwerdeführers in die Türkei gemäß § 8 AsylG 
zulässig sei. 
 

Begründend wurde vom Bundesasylamt ausgeführt, dass nicht festgestellt werden konnte, dass der 
Beschwerdeführer im Falle einer Rückkehr in die Türkei der Gefahr einer Verfolgung aus Gründen der Rasse, 
Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder der politischen Gesinnung 
ausgesetzt sei. Weiters konnte vom Bundesasylamt nicht festgestellt werden, dass stichhaltige Gründe für die 
Annahme bestehen, der Beschwerdeführer liefe Gefahr, im Falle einer Rückkehr - auch in Anbetracht seiner 



 Asylgerichtshof 09.11.2008 

www.ris.bka.gv.at  Seite 2 von 15 

Asylantragstellung im Ausland - in die Türkei einer unmenschlicher Behandlung oder Strafe oder der 
Todesstrafe unterworfen zu werden. Insbesondere führte das Bundesasylamt aus, dass der kurdischen 
Bevölkerung im Südosten der Türkei keine asylrelevante Gefahr drohen würde. Weiters wären die vom 
Beschwerdeführer behaupteten ständigen Personenkontrollen mangels Intensität nicht geeignet, eine 
Verfolgungshandlung zu begründen und wären die Kontrollen auch nicht konkret gegen seine Person gerichtet 
gewesen. Auch eine inländische Fluchtalternative würde bestehen und hätte der Beschwerdeführer in seinem 
Heimatland als soziales Auffangnetz seine Familie. 
 

Dieser Bescheid wurde dem Beschwerdeführer persönlich am 24.03.2003 zugestellt. 
 

3. Mit Schriftsatz vom 03.04.2003 brachte der rechtsfreundliche Vertreter des Beschwerdeführers rechtzeitig 
Berufung gegen den erstinstanzlichen Bescheid vom 21.03.2003 ein. In der Berufung wurden insbesondere die 
Länderfeststellungen der erstinstanzlichen Behörde bemängelt, welche die Situation der Kurden bzw. HADEP 
Mitglieder in der Türkei nicht entsprechend wiedergegeben hätten. 
 

4. Mittels Urkundenvorlage und Beweisantrag vom 21.02.2006 legte der Beschwerdeführer eine Bestätigung des 
Mesopotamisch-Anatolischen Kulturvereins vom 14.02.2006, eine Zahlungsbestätigung für den Mitgliedsbeitrag 
bei diesem Verein sowie Lichtbilder zum Beweis für die Zerstörung des Heimatdorfes des Beschwerdeführers 
vor. Gleichzeitig wurde die Einvernahme von zwei Zeugen zum Beweis der Tätigkeit des Beschwerdeführers für 
den Mesopotamischen Kulturverein beantragt. 
 

5. Mittels Urkundenvorlage vom 25.10.2005 wurde ein Therapieplan mit vorgesehenem Zweizellenbad, 
Unterwassermassage und Fango beginnend mit 11.10.2004 vorgelegt. 
 

6. Am 22.07.2005 wurde durch den Unabhängigen Bundesasylsenat eine ergänzende Einvernahme des 
Beschwerdeführers durchgeführt. Im Zuge dieser Einvernahme gab der Beschwerdeführer an, dass bei ihm keine 
Krankheiten oder andere Leiden vorliegen würden, er wäre 2004 lediglich für einen Monat in 
Therapiebehandlung wegen seiner Beine gewesen. Ansonsten wiederholte der Beschwerdeführer sein bis zu 
diesem Zeitpunkt getätigtes Vorbringen und vertiefte manche Ausführungen, wie insbesondere dass er zwar 
Mitglied bei der HADEP gewesen sei und den im Akt erliegenden Antrag bekommen habe, allerdings nach einer 
gewissen Zeit seine Beiträge nicht einbezahlt habe und nicht mehr zu Veranstaltungen gegangen sei, da er sich 
durch die HADEP nicht unterstützt gefühlt habe. 
 

7. Der unabhängige Bundesasylsenat führte am 12.09.2007 eine mündliche Verhandlung durch. In dieser führte 
der Beschwerdeführer allgemein diverse Repressalien gegen die Kurden in der Türkei an und legte auch dar, auf 
welche Art und Weise er selbst diskriminiert worden sei. Erstmalig führte der Beschwerdeführer in der 
mündlichen Verhandlung an, dass er einfaches Mitglied des Mesopotamischen Kulturvereines sei, an einem 
Hungerstreik in Österreich teilgenommen habe und eine Schwester von ihm österreichische Staatsbürgerin sei. 
Weiters gab der Beschwerdeführer an, dass er den Militärdienst in der Türkei abgeleistet und auch über längere 
Zeiträume als Bauarbeiter in der Türkei gearbeitet habe. Im Übrigen wiederholte der Beschwerdeführer sein 
bisheriges Vorbringen in Bezug auf einen Übergriff auf seine Person im Jahr 1993 und wurde die Schwester des 
Beschwerdeführers hiezu als Zeugin einvernommen, welche den Übergriff bestätigte. Im Zuge dieser 
Verhandlung legte der Beschwerdeführer Fotos vor, welche ihn bei einem Hungerstreik sowie sein abgebranntes 
Heimatdorf zeigen sollten. 
 

8. Mit Bescheid des Unabhängigen Bundesasylsenates vom 27.09.2007, GZ. 236.221/0/17E-XIX/61/03, wurde 
die Berufung vom 03.04.2003 gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 21.03.2003 gemäß §§ 7 und 8 
AsylG abgewiesen. 
 

In diesem Bescheid des Unabhängigen Bundesasylsenates wurde zwar die kurdische Volksgruppenzugehörigkeit 
des Beschwerdeführers nicht bestritten, jedoch in weiterer Folge festgestellt, dass dem Beschwerdeführer 
hinsichtlich seiner behaupteten Verfolgung aufgrund seiner Volksgruppenzugehörigkeit bzw. Mitgliedschaft bei 
der HADEP die Glaubwürdigkeit zu versagen war. Weiters wurde festgestellt, dass sich die damalige Situation 
der Kurden in der Türkei "auch unter Berücksichtigung des derzeit wieder verschärften Vorgehens des 
türkischen Staates gegen militante Kurden" nicht als asylrelevante Verfolgung dargestellt hätte. Vor diesem 
Hintergrund seien die Ausführungen des Beschwerdeführers, dass es ihm nicht möglich gewesen sei, in der 
Türkei auch bei einem eventuellen Ortswechsel eine Existenz aufzubauen, auch unglaubwürdig gewesen. Diese 
Feststellungen stützten sich auf die in der mündlichen Verhandlung mit dem Beschwerdeführer erörterten 
Länderfeststellungen zur Türkei. 
 

Hinsichtlich der Mitgliedschaft des Beschwerdeführers beim Mesopotamischen Anatolischen Kulturverein Linz 
wurde durch den Unabhängigen Bundesasylsenat in der damaligen Entscheidung ausführlich erörtert, dass sich 
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eine eventuelle Verfolgung durch den türkischen Staat nicht auf die einfache Mitgliedschaft beim Verein stützen 
ließe, da eine mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit drohende Verfolgung von Exilaktivisten nur dann gegeben 
sei, wenn sich diese in exponierter Weise gegen den türkischen Staat betätigen. 
 

Die Betätigung des Beschwerdeführers (Teilnahme an Demonstrationen in Österreich zur Unterstützung 
kurdischer Belange, Hungerstreik) wären des weiteren nach türkischem Recht nur dann strafbar, wenn sie als 
Anstiftung zu konkret separatistischen und terroristischen Aktionen in der Türkei oder als Unterstützung illegaler 
Organisationen gemäß dem türkischen Strafgesetzbuch gewertet werden könnten. 
 

In der Regel hätten außerdem die türkischen Strafverfolgungsbehörden nur dann ein Interesse an der Verfolgung 
von im Ausland begangener Straftaten, wenn es sich konkret um Straftaten bzw deren Unterstützung handeln 
würde. Hieraus wurde die Schlussfolgerung gezogen, dass auch wenn diese Tätigkeiten in der Türkei bekannt 
gewesen wären, der Beschwerdeführer dadurch keine Verfolgung zu befürchten gehabt hätte. 
 

Die abweisende Entscheidung wurde demgemäß insbesondere darauf gestützt, dass es dem Vorbringen des 
Beschwerdeführers betreffend der Übergriffe im Jahre 1993 an Aktualität und betreffend sonstige 
Diskriminierungen als Kurde an Intensität mangeln würde. Ebenso seien seine Tätigkeiten in Österreich, welche 
der Unabhängige Bundesasylsenat nicht in Zweifel gezogen hat, im Zusammenhang mit dem Mesopotamischen 
Kulturverein nicht geeignet gewesen, eine asylrelevante Verfolgung zu begründen, da der Beschwerdeführer 
nicht in herausgehobener oder führender Position tätig gewesen sei. Selbst wenn diese Tätigkeiten (Teilnahme an 
einem Hungerstreik, Teilnahme an Demonstrationen und Tätigkeit als Ordner) vom türkischen Geheimdienst 
registriert worden wären, würde sich daraus keine mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit drohende Verfolgung 
des Beschwerdeführers in der Türkei ergeben. 
 

Dieser Bescheid wurde dem rechtsfreundlichen Vertreter des Beschwerdeführers am 01.10.2007 rechtswirksam 
zugestellt. 
 

9. Gegen diesen Bescheid des Unabhängigen Bundesasylsenates vom 27.09.2007 erhob der rechtsfreundliche 
Vertreter des Beschwerdeführers Beschwerde an den Verwaltungsgerichtshof, welcher mit Beschluss vom 
09.11.2007, FZ. 2007/01/1172-4 die Behandlung der Beschwerde ablehnte. 
 

10. Am 12.12.2007 stellte der Beschwerdeführer erneut einen Antrag auf internationalen Schutz und wurde hiezu 
von einem Organ des öffentlichen Sicherheitsdienstes am 14.12.2007 befragt. Als wesentlichen Grund für seine 
neuerliche Asylantragstellung führte der Beschwerdeführer bei dieser Erstbefragung wiederum an, dass er in der 
Türkei als Kurde verfolgt werden würde und insbesondere die in K.lebenden Kurden in eine Liste der Polizei 
eingetragen worden seien, um diese verfolgen zu können. 
 

11. Mittels Telefax vom 18.12.2007 übermittelte der rechtsfreundliche Vertreter des Beschwerdeführers eine 
Vertretungsanzeige samt ergänzendem Vorbringen. 
 

Demnach sei der Grund für den neuerlichen Antrag auf internationalen Schutz eine wesentliche Veränderung in 
der Türkei nach Schluss des Beweisverfahrens vor dem Unabhängigen Bundesasylsenat. Aus diversem 
Berichtsmaterial würde sich ergeben, dass es zu einer extremen Verschärfung der Spannungen zwischen Kurden 
und Türken gekommen sei (Kampfhandlungen im Nordirak zwischen türkischen Sicherheitskräften und der 
PKK, zunehmende Protest-Kundgebungen und separatistische Tendenzen Seitens der kurdischen 
Bevölkerungsgruppen, Verbotsverfahren gegen die prokurdische Partei DTP). Nunmehr würden verstärkt 
Übergriffe auf Kurden - teils durch türkische Staatsorgane, teils durch Privatpersonen, gegen welche der 
türkische Staat keinen Schutz bieten würde, - in der Türkei stattfinden. 
 

Der Beschwerdeführer als langjähriges und politisch engagiertes Mitglied des Mesopotamischen Kulturvereins 
wäre nunmehr aufgrund seiner exilpolitischen Tätigkeit in Österreich im Falle einer Rückkehr in die Türkei 
aufgrund der dortigen Spannungsverhältnisse mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit gefährdet. Außerdem 
wurden nunmehr regimekritische Aktivitäten im Ausland seitens des türkischen Geheimdienstes dokumentiert 
werden, wodurch schon bei der Routineuntersuchung beim Grenzübertritt in die Türkei die exilpolitische 
Tätigkeit bekannt werden würde. Dies würde zu Verhören des Beschwerdeführers bezüglich seiner 
exilpolitischen Tätigkeiten führen, bei welchen die Gefahr der Folter bzw. unmenschlicher Behandlung 
maßgeblich bestünde. 
 

Aufgrund der Teilnahme an Demonstrationen und Mitgliedschaft beim Mesopotamischen Kulturverein in Linz 
hätte er den Tatbestand des § 314 Abs. A und B des türkischen Strafgesetzbuches verwirklicht und würde in 
Zusammenschau mit dem türkischen Antiterrorgesetz im Falle einer Verurteilung die Strafe in einem für 
Menschenrechtsverletzungen und Folterungen bekannten F-Typ Gefängnis zu verbüßen haben. 
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12. Am 19.12.2007 wurde der Beschwerdeführer vor dem Bundesasylamt zum zweiten Asylantrag 
niederschriftlich einvernommen. Im Zuge dieser Einvernahme wiederholte der Beschwerdeführer im 
Wesentlichen sein Vorbringen und legte nachstehende Dokumente und Schriftstücke vor: 
 
 - einen von B.D. und Ö.T. (ehemalige und derzeitige Obfrau des Kulturvereines Mesopotamia) angeblich 

unter Mitwirkung des Beschwerdeführers verfassten Schriftsatz (AS 69ff). 
 

Hierzu konkret befragt gab der Beschwerdeführer an, dass in diesem Bericht über ihn geschrieben wurde, dass er 
Seitens des Militärs als Informationssammler beauftragt gewesen sei, was er abgelehnt habe. Dies sei der Grund 
für eine Umsiedlung in seinem Heimatland gewesen. Das Bundesasylamt ließ sich durch den Beschwerdeführer 
sodann die entsprechenden Textpassagen zeigen, welche vom anwesenden Dolmetscher übersetzt wurden. 
Gemäß dieser Übersetzung nimmt der Text keinerlei Bezug auf den Beschwerdeführer, was dieser nicht 
aufklären konnte. 
 
 - eine Mitgliedsbestätigung (Zahlungsbestätigung) vom Kulturverein Mesopotamia (AS 87, 89) 
 
 - einen deutschen Bericht mit allgemeinen Informationen betreffend Kurden in der Türkei (AS 91) sowie 

einen Zeitungsausschnitt und eine Presseerklärung 
 

Hiezu gab der Beschwerdeführer an, dass es sich um allgemeine aus dem Internet heruntergeladene 
Informationen ohne konkrete Bezugnahme auf seine Person handeln würde. 
 

Ergänzend zu seinen bisherigen Angaben führte der Beschwerdeführer in der Einvernahme aus, dass ihn seine 
Schwester sowie der Mesopotamische Kulturverein in Österreich finanziell unterstützen würden, und er seit 
sechs Jahren durchgehend in Österreich leben würde. Für den Fall seiner Rückführung in die Türkei gab der 
Beschwerdeführer an, dass er betreffend Informationen über die Kurden befragt werden würde und sodann in 
einer Ecke erschossen werden würde. 
 

13. Am 16.04.2008 wurde der Beschwerdeführer erneut vor dem Bundesasylamt niederschriftlich einvernommen 
und legte im Zuge dieser Einvernahme diverse Schriftstücke (AS 183) betreffend aktueller Vorfälle in der Türkei 
vor, zu welchen er selbst angab, dass er darin nicht namentlich erwähnt sei, da er bei den beschriebenen 
Vorfällen nicht anwesend gewesen sei. Im Wesentlichen führte der Beschwerdeführer wiederum seine zentralen 
vier Fluchtpunkte (Kurden werden in der Türkei verfolgt und die Sicherheitslage dort hat sich maßgeblich 
verschlechtert, er wäre als Mitglied der HADEP verfolgt worden, er nehme an Demonstrationen und 
Veranstaltungen des mesopotanischen Kulturvereines in Österreich teil, sein Dorf sei im Jahr 1993 
niedergebrannt worden) näher aus. Betreffend seine Familie in der Türkei gab der Beschwerdeführer an, dass 
seine Frau zeitweise arbeite und von seinen Eltern unterstützt werden würde. 
 

Der Vollständigkeit halber wird angeführt, dass der Beschwerdeführer seine Äußerungen in dieser Einvernahme, 
PKK-Sympathisant zu sein und in Österreich fast verhungert zu sein weder vertiefte noch im weiteren Verlauf 
des Verfahrens nochmals anführte. 
 

14. Weiters wurden dem Beschwerdeführer in der Einvernahme vom 16.04.2008 Länderfeststellungen zur 
Türkei vorgelegt, zu welchen er mittels Äußerung vom 07.05.2008 Stellung nahm. 
 

In dieser Äußerung wird vorgebracht, dass sich seit Beendigung des ersten Asylverfahrens des 
Beschwerdeführers insofern Nachfluchtgründe ergeben hätten, als sich die Lage der Kurden seit November 2007 
- seit den türkischen Militärinterventionen im Nordirak - nachhaltig verschlechtert hätte. Den negativen 
Entscheidungen des Bundesasylamtes und des Unabhängigen Bundesasylsenates würden Länderberichte über 
die Türkei zugrunde liegen, in denen die jüngsten, zu einer Asylgewährung führenden Entwicklungen in der 
Türkei noch nicht berücksichtigt werden konnten. In der Folge wurde in dieser Äußerung im Wesentlichen das 
bisherige Fluchtvorbringen wiederholt und insbesondere versucht, auch in Bezug auf die Mitgliedschaft des 
Beschwerdeführers beim Mesopotamischen Kulturverein Aspekte glaubhaft zu machen, welche einen geänderten 
Sachverhalt in Bezug auf die Situation in der Türkei belegen sollten. Zusätzlich führte der Beschwerdeführer 
aus, dass die politische Tätigkeit im Mesopotamischen Kulturverein für ihn inzwischen so große Bedeutung 
erlangt hätte, dass er sich auch im Falle der Rückkehr maßgeblich politisch, auf öffentlichkeitswirksame Weise 
betätigen würde, was ihn der Gefahr der Verurteilung und Verhaftung aussetzen würde. 
 

Zur Unterstützung seines Vorbringens zur drastischen Zuspitzung der Situation in der Türkei legte der 
Beschwerdeführer Berichte der Newroz-Delegationen (AS 193ff) und ein Dossier über die Kurdische Frage (AS 
231ff) vor und beantragte weiters ein länderkundliches Sachverständigengutachten. 
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15. Mittels Schriftsatz vom 13.06.2008 gab der rechtsfreundliche Vertreter des Beschwerdeführers fünf 
Internetadressen bezüglich der aktuellen Situation der Kurden in der Türkei bekannt (abzurufende Berichte in 
türkisch) und legte unter einem zwei in türkischer Sprache abgefasste Berichte von ÖZGÜR-DER vor, aus 
welchen hervorgehen soll, dass sich die Situation der Kurden in der Türkei seit November/Dezember 2007 
drastisch verschlechtert haben solle. 
 

16. Mit Bescheid des Bundesasylamtes vom 28.10.2008, FZ. 07 11.578-BAL, wurde der neuerliche Asylantrag 
des Beschwerdeführers vom 12.12.2007 in Spruchpunkt I gemäß 
 

§ 68 Abs. 1 AVG wegen entschiedener Sache zurückgewiesen. In Spruchpunkt II wurde der Antrag auf 
internationalen Schutz bezüglich der Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten in Bezug auf die 
Türkei gemäß § 8 Abs. 1 iVm § 2 Abs. 1 Z 13 AsylG abgewiesen. In Spruchpunkt III wurde der 
Beschwerdeführer gemäß § 10 Abs. 1 AsylG aus dem österreichischen Bundesgebiet in die Türkei ausgewiesen. 
 

Begründend führte das Bundesasylamt aus, dass sich der Beschwerdeführer im Kern auf die ursprünglich bereits 
im ersten Asylverfahren vorgebrachten Fluchtgründe gestützte hätte. Sowohl den Umstand, dass der 
Beschwerdeführer in der Türkei als Kurde unterdrückt und benachteiligt worden sei als auch die angebliche 
Verfolgung aufgrund seiner (exil-) politischen Tätigkeit hätte er schon im ersten Asylverfahren vorgebracht, 
außerdem hätte sein Vorbringen keine Asylrelevanz bzw. würde dem Vorbringen kein glaubwürdiger Kern 
innewohnen. 
 

Auch die allgemeine Lage in der Türkei hätte sich nicht in einem relevanten Maße verändert. Der 
Beschwerdeführer hätte insbesondere nur allgemeine Berichte über die Lage der Kurden in der Türkei angeführt 
und ihn persönlich treffende neue Gründe nicht vorbringen können. 
 

Es hätte sich kein Hinweis darauf ergeben, dass der Beschwerdeführer einer Rückkehrgefährdung iSd § 50 FPG 
unterliegen würde und hätten sich auch keine sonstigen, einer Ausweisung entgegenstehenden Tatsachen 
ergeben. 
 

Aufgrund der Abwägung der öffentlichen Interessen an einer Ausweisung mit den Interessen des 
Beschwerdeführers an einem Verbleib in Österreich ergab sich für das Bundesasylamt, dass die Ausweisung 
zulässig sei. 
 

Das Bundesasylamt stützte seine Entscheidung auf Feststellungen zur Türkei, welche auf einer 
Zusammenstellung der Staatendokumentation des Bundesasylamtes vom Juli 2008 basierten sowie auf als 
notorisch bekannte Tatsachen. 
 

Dieser Bescheid wurde dem Beschwerdeführer am 04.11.2008 persönlich durch ein Organ des öffentlichen 
Sicherheitsdienstes zugestellt. 
 

Mittels Telefax vom 04.11.2008 gab der rechtsfreundliche Vertreter des Beschwerdeführers bekannt, dass er erst 
am selbigen Tage durch den Beschwerdeführer Kenntnis vom Bescheid des Bundesasylamtes vom 28.10.2008, 
FZ. 07 11.578-BAL, erlangt hat, sodass dieser per 04.11.2008 als zugestellt zu betrachten ist. 
 

17. Mit Schriftsatz vom 18.11.2008 brachte der rechtsfreundliche Vertreter des Beschwerdeführers 
gegenständliche Beschwerde gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 28.10.2008, FZ. 07 11.578-BAL, 
ein, welche beim Asylgerichtshof, Außenstelle Linz am 25.11.2008 eingelangte. 
 

Darin wurde die Feststellung der Flüchtlingseigenschaft, in eventu jedenfalls die Zuerkennung des Status des 
subsidiär Schutzberechtigten beantragt sowie angeführt, dass jedenfalls eine Ausweisung aufgrund der langen 
Aufenthaltsdauer des Beschwerdeführers unzulässig wäre und im konkreten Fall das Interesse des 
Beschwerdeführers jedenfalls die öffentlichen Interessen überwiegen würde. 
 

Im Wesentlichen wird in der Beschwerde ausgeführt, dass es sich bei den im vorliegenden Verfahren 
vorgebrachten Verschlechterungen der Situation (exil) politisch tätiger Kurden in der Türkei sehr wohl um 
wesentliche Veränderungen gegenüber dem ersten Asylverfahren handle und diese maßgeblichen 
Verschlechterungen erst nach Rechtskraft des ersten Asylverfahrens eingetreten seien. Trotz Vorlage diverser 
Berichte durch den Beschwerdeführer hätte sich die erstinstanzliche Behörde nicht bzw nicht ausreichend mit 
der Behandlung exilpolitisch tätiger Kurden nach der Invasion im Irak auseinandergesetzt. 
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Weiters sei dem Antrag des Beschwerdeführers auf Beiziehung eines länderkundlichen Sachverständigen zur 
Frage, ob im Vergleich zum 1. Halbjahr 2007 seit November/Dezember 2007 drastische Veränderungen der 
interethnischen Beziehungen zwischen Türken und Kurden eingetreten wären und ob bzw. welche 
Auswirkungen diese speziell auf (exil)politisch tätige Kurden gezeigt hätten, nicht nachgekommen worden. 
 

Zum Beweis für eine Änderung der Verhältnisse in der Türkei seit Abschluss seines ersten Asylverfahrens legte 
der Beschwerdeführer eine DVD vor. 
 

Es seien im ganzen Staatsgebiet der Türkei ethnisch motivierte Übergriffe auf Kurden zu beobachten und gingen 
diese Übergriffe, die ihrer Intensität nach Art. 2 und 3 EMRK entsprächen, sowohl von türkischen 
Sicherheitsorganen bzw. Polizisten in Zivil als auch von nationalistischen Personengruppen aus. Die 
Ländersituation in der Türkei, wie sie der Entscheidung des UBAS im September 2007 zugrunde gelegt war, 
entspräche nicht mehr den aktuellen Entwicklungen in der Türkei. 
 

Auch die Tätigkeiten beim Mesopotamischen Verein seien jetzt anders zu beurteilen, da betreffend dieser 
Auslandsaktivitäten die türkischen Behörden ein größeres Interesse zeigen würden und diese Organisationen und 
deren Mitglieder verstärkt überwacht werden würden. Außerdem würde sich der Beschwerdeführer aufgrund 
seines jahrelangen Einsatzes für die Rechte der Kurden in der Türkei und Anprangerung der 
Menschenrechtsverletzungen durch den türkischen Staat im Falle einer Rückkehr weiterhin politisch 
öffentlichkeitswirksam engagieren. 
 

Aus diesem Grund und auch aufgrund der Annahme, dass seine Betätigungen in Österreich den türkischen 
Behörden bekannt seien, würde der Beschwerdeführer im Falle der Rückkehr in die Türkei im Zuge der 
Personenfeststellung verhört, angeklagt und nach § 314 Abs. A und B des türkischen StGB sowie nach dem 
türkischen Antiterrorgesetz verurteilt werden. Eine asylrelevante Verfolgung würde ihm insbesondere drohen, da 
es bei Verhören als auch in den türkischen Haftanstalten regelmäßig zu Folterungen und Eingriffen in die 
Menschenwürde der Insassen seitens der Sicherheitsorgane kommen würde. Die Gefahr der Verhaftung wäre 
gerade für Personen mit nicht so herausragender Position gefährlicher als für Personen in Spitzenpositionen, da 
diese im Blickpunkt der nationalen und internationalen Öffentlichkeit stehen würden und dadurch auch geschützt 
wären. 
 

18. Beweis wurde erhoben durch Einsichtnahme in den das Erst- und Zweitverfahren umfassenden 
Verwaltungsakt unter zentraler Berücksichtigung der niederschriftlichen Angaben des Beschwerdeführers vor 
der Erstbehörde, die bekämpften Bescheide sowie die neuerliche Asylantragstellung und die Beschwerde und 
Beschwerdeergänzungen samt den vorgelegten Beweismittel. 
 

II. Der Asylgerichtshof hat erwogen: 
 

II.1. Gemäß Art. 151 Abs. 39 Z 1 B-VG wird mit 1. Juli 2008 der bisherige unabhängige Bundesasylsenat zum 
Asylgerichtshof. Nach Art. 151 Abs. 39 Z 4 B-VG sind am 1. Juli 2008 beim unabhängigen Bundesasylsenat 
anhängige Verfahren vom Asylgerichtshof weiterzuführen. Gemäß § 75 Abs. 7 Z 2 AsylG 2005 sind am 1. Juli 
2008 beim unabhängigen Bundesasylsenat anhängige Verfahren gegen abweisende Bescheide, in denen eine 
mündliche Verhandlung noch nicht stattgefunden hat, von dem nach der ersten Geschäftsverteilung des 
Asylgerichtshofs zuständigen Senat weiterzuführen. 
 

Gemäß § 61 Abs. 3 Z 1 lit. c AsylG 2005 entscheidet der Asylgerichtshof durch Einzelrichter über Beschwerden 
gegen zurückweisende Bescheide wegen entschiedener Sache gemäß 
 

§ 68 Abs. 1 AVG. 
 

Gemäß § 23 Asylgerichtshofgesetz (Asylgerichtshof-Einrichtungsgesetz; Art. 1 BG BGBl. I 4/2008) sind, soweit 
sich aus dem Bundes-Verfassungsgesetz - B-VG, BGBl. Nr. 1/1930, dem Asylgesetz 2005 - AsylG 2005, BGBl. 
I Nr. 100, und dem Verwaltungsgerichtshofgesetz 1985 - VwGG, BGBl. Nr. 10, nicht anderes ergibt, auf das 
Verfahren vor dem Asylgerichtshof die Bestimmungen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 - 
AVG, BGBl. Nr. 51, mit der Maßgabe sinngemäß anzuwenden, dass an die Stelle des Begriffs Berufung der 
Begriff Beschwerde tritt. 
 

II.2. Gemäß 75 Abs. 4 AsylG begründen ab- oder zurückweisende Bescheide auf Grund des Asylgesetzes, BGBl. 
Nr. 126/1968, des Asylgesetzes 1991, BGBl. Nr. 8/1992, sowie des Asylgesetzes 1997 in derselben Sache in 
Verfahren nach diesem Bundesgesetz den Zurückweisungstatbestand der entschiedenen Sache (§ 68 AVG). 
 



 Asylgerichtshof 09.11.2008 

www.ris.bka.gv.at  Seite 7 von 15 

Gemäß § 68 Abs. 1 AVG sind Anbringen von Beteiligten, die außer den Fällen der §§ 69 und 71 AVG die 
Abänderung eines der Berufung nicht oder nicht mehr unterliegenden Bescheides begehren, wegen entschiedener 
Sache zurückzuweisen, wenn die Behörde nicht Anlass zu einer Verfügung gemäß § 68 Abs. 2 bis 4 AVG findet. 
Diesem ausdrücklichen Begehren auf Abänderung steht ein Ansuchen gleich, das bezweckt, eine Sache erneut 
inhaltlich zu behandeln, die bereits rechtskräftig entschieden ist (VwGH 30.9.1994, 94/08/0183; 30.5.1995, 
93/08/0207; 9.9.1999, 97/21/0913; 7.6.2000, 99/01/0321). 
 

"Entschiedene Sache" iSd § 68 Abs. 1 AVG liegt vor, wenn sich gegenüber dem Vorbescheid weder die 
Rechtslage noch der wesentliche Sachverhalt geändert hat und sich das neue Parteibegehren im Wesentlichen 
mit dem früheren deckt (VwGH 9.9.1999, 97/21/0913; 27.9.2000, 98/12/0057; 25.4.2002, 2000/07/0235). Einem 
zweiten Asylantrag, der sich auf einen vor Beendigung des Verfahrens über den ersten Asylantrag verwirklichten 
Sachverhalt stützt, steht die Rechtskraft des Vorbescheides entgegen (VwGH 10.6.1998, 96/20/0266). 
 

Aus § 68 AVG ergibt sich, dass Bescheide mit Eintritt ihrer Unanfechtbarkeit auch prinzipiell unwiderrufbar 
werden, sofern nicht anderes ausdrücklich normiert ist. Über die mit einem rechtswirksamen Bescheid erledigte 
Sache darf nicht neuerlich entschieden werden. Nur eine wesentliche Änderung des Sachverhaltes - nicht bloß 
von Nebenumständen - kann zu einer neuerlichen Entscheidung führen (vgl. z.B. VwGH 27.09.2000, 
98/12/0057). Wie der VwGH in seinem Erkenntnis vom 25.04.2007, 2004/20/0100, ausführte, ist eine neue 
Sachentscheidung, wie sich aus § 69 Abs. 1 Z 2 AVG ergibt, auch im Fall desselben Begehrens aufgrund von 
Tatsachen und Beweismitteln, die schon vor Abschluss des vorangegangenen Verfahrens bestanden haben, 
ausgeschlossen, sodass einem Asylfolgeantrag, der sich auf einen vor Beendigung des Verfahrens über den 
ersten Asylantrag verwirklichten Sachverhalt stützt, die Rechtskraft des über den Erstantrag absprechenden 
Bescheides entgegensteht (VwGH 10.06.1998, 96/20/0266; 15.10. 1999, 96/21/0097). 
 

Darüber hinaus muss die behauptete Sachverhaltsänderung zumindest einen glaubhaften Kern aufweisen, dem 
Asylrelevanz zukommt und an den eine positive Entscheidungsprognose anknüpfen kann (VwGH 22.12.2005, 
2005/20/0556; 26.07.2005, 2005/20/0343, mwN). Nimmt man daher eine positive Entscheidungsprognose an, 
d.h. könnten die behaupteten neuen Tatsachen - gemessen an der dem Bescheid der Erstinstanz im Erstverfahren 
zu Grunde liegenden Rechtsanschauung - zu einem anderen Verfahrensergebnis führen, so bedürfte es einer die 
gesamten bisherigen Ermittlungsergebnisse (gegebenenfalls unter Berücksichtigung von Urkunden) 
einbeziehenden Auseinandersetzung mit ihrer Glaubwürdigkeit (vgl. VwGH 16.02.2006, 2006/19/0380; 29. 
11.2005, 2005/20/0365; 22.11.2005, 2005/01/0626; 19.7.2001, 99/20/0418). Das Bundesasylamt hat sich 
insoweit bereits bei der Prüfung der Zulässigkeit des Asylantrages mit der Glaubwürdigkeit des Vorbringens des 
Beschwerdeführers oder mit der Beweiskraft von Urkunden auseinander zu setzen. Ergeben die Ermittlungen der 
Behörde, dass eine Sachverhaltsänderung, die eine andere Beurteilung nicht von vornherein ausgeschlossen sein 
ließe, entgegen den Behauptungen der Partei in Wahrheit nicht eingetreten ist, so ist der Asylantrag gemäß § 68 
Abs. 1 AVG zurückzuweisen (vgl. VwGH 24.02.2000, 99/20/0173, mwN.). 
 

Bei der Prüfung der Identität der Sache ist von dem rechtskräftigen Vorbescheid auszugehen, ohne die sachliche 
Richtigkeit desselben - nochmals - zu überprüfen. Die Rechtskraftwirkung besteht gerade darin, dass die von der 
Behörde einmal untersuchte und entschiedene Sache nicht neuerlich untersucht und entschieden werden darf 
(VwGH 25.04.2002, 2000/07/0235; 15.10.1999, 96/21/0097). Der Begriff "Identität der Sache" muss in erster 
Linie aus einer rechtlichen Betrachtungsweise heraus beurteilt werden, was bedeutet, dass den behaupteten 
geänderten Umständen Entscheidungsrelevanz zukommen muss (VwGH 25.04.2002, 2000/07/0235). Nur eine 
solche Änderung des Sachverhaltes kann zu einer neuen Sachentscheidung führen, die für sich allein oder in 
Verbindung mit anderen Tatsachen den Schluss zulässt, dass nunmehr bei Bedachtnahme auf die damals als 
maßgebend erachteten Erwägungen eine andere Beurteilung jener Umstände, die seinerzeit den Grund für die 
Abweisung des Parteibegehrens gebildet haben, nicht von vornherein als ausgeschlossen gelten kann (vgl. 
VwGH 09.09.1999, 97/21/0913). Die Prüfung der Zulässigkeit eines neuerlichen Antrages wegen geänderten 
Sachverhaltes darf ausschließlich anhand jener Gründe erfolgen, die von der Partei in erster Instanz zur 
Begründung ihres Begehrens geltend gemacht worden sind. In der Berufung gegen den Zurückweisungsbescheid 
können derartige Gründe nicht neu vorgetragen werden (VwGH 04.04.2001, 98/09/0041; 25.04.2002, 
2000/07/0235). Dies bezieht sich auf Sachverhaltsänderungen, welche in der Sphäre des Antragstellers gelegen 
sind. Allgemein bekannte Tatsachen sind dagegen jedenfalls auch von Amts wegen zu berücksichtigen (VwGH 
29.06.2000, 99/01/0400; 07.06.2000, 99/01/0321). 
 

Wird die seinerzeitige Verfolgungsbehauptung aufrechterhalten und bezieht sich der Asylwerber auf sie, so liegt 
nicht ein wesentlich geänderter Sachverhalt vor, sondern es wird der Sachverhalt bekräftigt (bzw. sein 
"Fortbestehen und Weiterwirken" behauptet; vgl. VwGH 20.03.2003, 99/20/0480), über den bereits rechtskräftig 
abgesprochen worden ist. Mit dem zweiten Asylantrag wird daher im Ergebnis die erneute sachliche Behandlung 
einer bereits rechtskräftig entschiedenen Sache bezweckt (vgl. VwGH 7.6.2000, 99/01/0321). 
 



 Asylgerichtshof 09.11.2008 

www.ris.bka.gv.at  Seite 8 von 15 

"Sache" des Rechtsmittelverfahrens ist nur die Frage der Rechtmäßigkeit der Zurückweisung, die 
Rechtsmittelbehörde darf demnach nur darüber entscheiden, ob die Vorinstanz den Antrag zu Recht 
zurückgewiesen hat oder nicht. Sie hat daher entweder - falls entschiedene Sache vorliegt - das Rechtsmittel 
abzuweisen oder - falls dies nicht zutrifft - den bekämpften Bescheid ersatzlos zu beheben, dies mit der 
Konsequenz, dass die erstinstanzliche Behörde, gebunden an die Auffassung der Rechtsmittelbehörde, den 
Antrag nicht neuerlich wegen entschiedener Sache zurückweisen darf. Die Rechtsmittelbehörde darf aber über 
den Antrag nicht selbst meritorisch entscheiden (VwGH 30.10.1991, 91/09/0069; 30.05.1995, 93/08/0207). 
 

"Sache" des vorliegenden Beschwerdeverfahrens iSd § 66 Abs. 4 AVG ist somit nur die Frage, ob das 
Bundesasylamt zu Recht den neuerlichen Asylantrag gemäß § 68 Abs. 1 AVG zurückgewiesen hat. 
 

II.3. Refoulementprüfung im Zusammenhang mit § 68 AVG 
 

3.1. In der Regierungsvorlage, 952 der Beilagen XXII. GP, Seite 31 ist nachzulesen: 
 

"Der Passus ¿Antrag auf internationalen Schutz' entspricht der Statusrichtlinie (Art. 2 lit. g) und wurde zum 
Zweck der Einheitlichkeit übernommen. Der gegenständliche Begriff bezeichnet das Ersuchen eines Fremden 
oder Staatenlosen um Schutz durch einen Mitgliedstaat, wenn davon ausgegangen werden kann, dass der 
Antragsteller die Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft oder die Gewährung des subsidiären Schutzstatus 
anstrebt." 
 

Gemäß § 2 Abs. 1 Z 13 AsylG 2005 ist demnach in Umsetzung der Statusrichtlinie ein Antrag auf 
internationalen Schutz im Sinne des Asylgesetzes 2005 "das - auf welche Weise auch immer artikulierte - 
Ersuchen eines Fremden in Österreich, sich dem Schutz Österreichs unterstellen zu dürfen; der Antrag gilt als 
Antrag auf Zuerkennung des Status des Asylberechtigten und bei Nichtzuerkennung des Status des 
Asylberechtigten als Antrag auf Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten;" 
 

Wie in der Regierungsvorlage zum Asylgesetz 2005 (RV 952 XXII. GP, Seite 37) angeführt, wurde die bewährte 
Verbindung der Entscheidung über den Status des Asylberechtigten mit der Entscheidung, ob diesem 
Asylwerber der Status des subsidiär Schutzberechtigten zukommt - entweder nach einem Antrag auf 
internationalen Schutz oder nach Entziehung des Status eines Asylberechtigten - beibehalten. Wird einem 
Fremden der Status des Asylberechtigten nicht zuerkannt, hat die Behörde daher von Amts wegen zu prüfen, ob 
dem Fremden der Status eines subsidiär Schutzberechtigten zuzuerkennen ist. Ein selbstständiges Antragsrecht 
auf Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten besteht nicht. 
 

Der Antrag auf internationalen Schutz ist nun auch als Eventualantrag auf Zuerkennung des Status des subsidiär 
Schutzberechtigten zu betrachten (Feßl/Holzschuster, Asylgesetz 2005, 627). Im vorliegenden Fall wurde der 
Antrag auf internationalen Schutz (iS eines Antrages nach § 3 AsylG 2005) des Beschwerdeführers von der 
Erstinstanz in Spruchpunkt I aufgrund entschiedener Sache gemäß § 68 AVG zurückgewiesen. 
 

3.2. In Spruchpunkt II wurde durch die erstinstanzliche Behörde der Antrag auf internationalen Schutz in Bezug 
auf eine Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten abgewiesen. Aufgrund der Rechtslage nach 
dem AsylG 2005 sind auch Sachverhaltsänderungen, - wie eine eventuell vorliegende Verschlechterung der 
Sicherheitslage oder der Schutzwilligkeit und -fähigkeit des Herkunftsstaates - denen Relevanz lediglich im 
Hinblick auf die Gewährung subsidiären Schutzes zukommt, bei der Frage, ob entschiedene Sache betreffend 
dem neuerlichen Antrag auf internationalen Schutz vorliegt, zu berücksichtigen (vgl. Feßl/Holzschuster, 
Asylgesetz 2005, 626 f; 

siehe auch AsylGH 11.08.2008, E9 309.711; 29.09.2008, D2 302.801; 

16.09.2008, A2 260.367; 16.09.2008, A3 267.529; vgl. für die gegenteilige Rechtslage nach dem AsylG 1997 in 
der Fassung vor der AsylG-Novelle 2003 VwGH 09.11.2004, 2004/01/0280, 0281; 22.10.2002, 2001/01/0256; 
22.10.2002, 2001/01/0555). 
 

3.3. Käme man zu der Schlussfolgerung, dass sich die allgemeine Lage maßgeblich geändert hätte, und bezögen 
sich die diesbezüglich neu vorgebrachten Umstände im Zuge der wiederholten Antragstellung lediglich auf den 
subsidiären Schutz, nicht jedoch auf die Voraussetzungen der Asylgewährung, so stünde auch dies (ebenso wie 
eine veränderte Lage im Heimatstaat in Bezug auf Gründe nach § 3 AsylG) der Durchführung eines neuerlichen 
inhaltlichen Verfahrens nicht entgegen. In diesem Zusammenhang führte der Asylgerichtshof schon in der 
Entscheidung D2 267.294-2 vom 03.11.2008 aus: "Zwar ist der Antrag auf Gewährung des Status des subsidiär 
Schutzberechtigten als Eventualantrag konstruiert, doch wird man von der Unzulässigkeit des Hauptantrages 
nicht automatisch auf die Unzulässigkeit des Eventualantrages schließen dürfen. Die abweichende zum AsylG 
1997 vertretene Rechtsauffassung, wonach nur Änderungen des für die Asylgewährung nach § 7 AsylG 
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maßgeblichen Sachverhaltes zu einem neuerlichen inhaltlichen Verfahren führen könnten (VwGH v. 20.08.2004, 
Zl. 2003/01/0591) kann im Anwendungsbereich des AsylG 2005 nicht aufrecht erhalten werden, da die im 
AsylG 1997 vorgesehene rechtliche Konstruktion, wonach die so genannte Refoulement-Prüfung nicht auf 
Antrag, sondern lediglich von Amts wegen in Verbindung mit einer negativen Asylentscheidung durchgeführt 
wurde, kann im Geltungsbereich des AsylG 2005 nicht aufrechterhalten werden." Gerade im Fall, dass der 
Primärantrag unzulässig ist oder diesem nicht stattgegeben wird, ist über einen Eventualantrag abzusprechen 
(VwGH 17.10.1997, 95/19/1472). 
 

3.4. Der Antrag auf internationalen Schutz (der auch den Antrag auf subsidiären Schutz enthält) kann daher nur 
dann wegen entschiedener Sache zurückgewiesen werden, wenn sich der Sachverhalt weder in Bezug auf die 
Zuerkennung des Status des Asylberechtigten noch in Bezug auf den Status des subsidiär Schutzberechtigten 
maßgeblich geändert hat. Diese zwei Fragen sind aufgrund der Verknüpfung dieser beiden Anträge und 
Unterstellung unter den Begriff "Antrag auf internationalen Schutz", welcher dezidiert als Voraussetzung in § 10 
Abs. 1 Z 1 AsylG angeführt ist, als Einheit zu betrachten und im konkreten Fall unter einem Spruchpunkt zu 
behandeln. Da im Spruchpunkt I (Zurückweisung des Antrages auf internationalen Schutz wegen entschiedener 
Sache) schon der Abspruch betreffend Änderungen in Bezug auf den subsidiären Schutz enthalten ist, erübrigt 
sich im vorliegenden Fall Spruchpunkt II des erstinstanzlichen Bescheides und kann eine gesonderte Abweisung 
des subsidiären Schutzes insbesondere nicht im Zusammenhang mit einer Zurückweisung des Antrages auf 
internationalen Schutz (§ 3 AsylG) erfolgen, sondern wäre wie oben dargestellt im Falle des Vorliegens von 
Gründen, die eine neuerliche Refoulemet-Prüfung bedingen, eine neuerliche inhaltliche Prüfung in Bezug auf die 
Zuerkennung subsidiären Schutzes durchzuführen. 
 

3.5. Gemäß § 10 Abs. 1 Z 1 AsylG 2005 ist eine Entscheidung nach dem Asylgesetz 2005 mit einer Ausweisung 
zu verbinden, wenn der Antrag auf internationalen Schutz zurückgewiesen wird. 
 

Nach Abs. 2 leg. cit. sind Ausweisungen nach Abs. 1 unzulässig, wenn 
 

1. dem Fremden im Einzelfall ein nicht auf dieses Bundesgesetz gestütztes Aufenthaltsrecht zukommt oder 
 

2. diese eine Verletzung von Art. 8 EMRK darstellen würde. 
 

Nach Abs. 3 leg. cit. ist dann, wenn die Durchführung der Ausweisung aus Gründen, die in der Person des 
Asylwerbers liegen, eine Verletzung von Art. 3 EMRK darstellen würde und diese nicht von Dauer sind, die 
Durchführung für die notwendige Zeit aufzuschieben. 
 

Nach Abs. 4 dieser Bestimmung gilt eine Ausweisung, die mit einer Entscheidung gemäß Abs. 1 Z 1 verbunden 
ist, stets auch als Feststellung der Zulässigkeit der Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung in den 
betreffenden Staat. Besteht eine durchsetzbare Ausweisung, hat der Fremde unverzüglich auszureisen. 
 

Im gegenständlichen Fall liegen die Voraussetzungen des § 10 Abs. 1 Z 1 AsylG 2005, nämlich die 
Zurückweisung des Antrages auf internationalen Schutz wegen entschiedener Sache vor. Damit ist die 
Zulässigkeit der Ausweisung anhand der Kriterien des § 10 Abs. 2 AsylG 2005 unter Bedachtnahme darauf, ob 
ein nicht auf das Asylgesetz gestütztes Aufenthaltsrecht oder ein schützenswertes Privat- und Familienleben, das 
im Falle einer Ausweisung eine Verletzung von Art. 8 EMRK bewirken könnte, vorliegt, zu prüfen. Darüber ist 
in einem gesonderten Spruchpunkt zu entscheiden. 
 

Mit dem AsylG 2005 wurde somit das mit der Asylgesetznovelle 2003 eingeführte, verwaltungsökonomische 
System, dass im Regelfall ab- und zurückweisende Asylentscheidungen mit einer Ausweisung zu verbinden 
sind, aufrecht erhalten (RV 952 BlgNR 22. GP Materialien 38). 
 

3.6. Der VfGH hat zur Frage der "zielstaatsbezogenen" Ausweisung klargestellt (noch zur Asylgesetznovelle 
2003), dass keine Ausweisung ohne vorherige Refoulement-Prüfung stattzufinden habe und die Ausweisung 
durch die Asylbehörden nur zur Abschiebung in den Staat berechtige, auf den sich die Refoulement-Prüfung 
bezogen habe (VfGH 17. 3. 2005, G 78/04 ua). Schon aufgrund der Struktur der im Falle eines Antrages auf 
internationalen Schutz zu prüfenden Voraussetzungen ergibt sich, dass vor dem Ausspruch einer Ausweisung die 
Zulässigkeit der Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung eines Asylwerbers in seinen Heimatstaat 
zu prüfen und festzustellen ist. Da entsprechend den obigen Ausführungen keine gesonderte Feststellung 
diesbezüglich in einem eigenen Spruchpunkt (wohl aber eine entsprechende Prüfung im Zuge der 
Zurückweisung gemäß § 68 AVG) erfolgt, wurde durch den Gesetzgeber in § 10 Abs. 4 AsylG klargestellt, dass 
die nunmehr gemeinsam mit der Zurückweisung des Antrages auf internationalen Schutz ausgesprochene 
Ausweisung stets auch als Feststellung der Zulässigkeit der Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung 
gilt. An sich ist diese Prüfung von subsidiären Schutzgründen im Rahmen der Zurückweisung des Antrages auf 
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internationalen Schutz wegen entschiedener Sache durchzuführen. Da diese Prüfung jedoch nicht den Kriterien 
einer tatsächlichen inhaltlichen Prüfung des Antrages entspricht (insbesondere zurückweisende und nicht 
abweisende Entscheidung) und daher auch nicht ausdrücklich über die Zulässigkeit der Zurückweisung, 
Zurückschiebung oder Abschiebung eines Asylwerbers in seinen Heimatstaat abgesprochen werden kann, 
welche jedoch Voraussetzung für eine Ausweisung ist, hat der Gesetzgeber in 
 

§ 10 Abs. 4 AsylG die unmittelbare Wirkung der Ausweisung - mit den Worten "gilt stets auch als" - als 
Feststellung über die Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung eines Asylwerbers in seinen 
Heimatstaat kraft Gesetzes festgelegt. 
 

II.4. Der Beschwerdeführer hat im gegenständlichen zweiten Asylverfahren wiederholt vor dem Bundesasylamt 
einen unveränderten Sachverhalt vorgebracht. Wie schon von der erstinstanzlichen Behörde ausgeführt, hat sich 
auch für den Asylgerichtshof betreffend die Fluchtgründe des Beschwerdeführers keine Änderung zwischen dem 
ersten und zweiten Asylverfahren ergeben. Der Beschwerdeführer konnte keine Sachverhaltsänderung glaubhaft 
machen, welche eine andere Beurteilung des Antrages auf internationalen Schutz nicht von vornherein als 
ausgeschlossen erscheinen ließe. 
 

4.1. Der Beschwerdeführer brachte im zweiten Asylverfahren als zentrale Fluchtgründe wie im ersten 
Asylverfahren vor, dass er als Mitglied der HADEP verfolgt worden sei, er in Österreich an Demonstrationen 
und Veranstaltungen des Mesopotamischen Kulturvereines, dessen Mitglied er auch sei, teilgenommen habe, 
sein Dorf im Jahr 1993 niedergebrannt worden sei und er als Kurde in der Türkei verfolgt worden sei. 
 

Betreffend das im Zuge des zweiten Asylantrages wiederholte Vorbringen bezüglich der Mitgliedschaft bei der 
HADEP sowie des Vorfalles im Jahr 1993 kann auf die Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes zum 
"Fortbestehen und Weiterwirken", VwGH 20.03.2003, 99/20/0480 ("Wird die seinerzeitige 
Verfolgungsbehauptung aufrechterhalten und bezieht sich der Asylwerber auf sie, so liegt nicht ein wesentlich 
geänderter Sachverhalt vor, sondern es wird der Sachverhalt bekräftigt") verwiesen werden. 
 

4.2. Das Vorbringen des Beschwerdeführers im Verfahren zum zweiten Asylantrag erweitert sich lediglich 
dahingehend, dass der Beschwerdeführer nunmehr ausführt, dass sich die Lage in der Türkei für Kurden sowie 
für Mitglieder des mesopotamischen Kulturvereines seit Abschluss des erstinstanzlichen Verfahrens derart 
verschlechtert hätte, dass ihm nunmehr jedenfalls in der Türkei eine Verfolgung mit maßgeblicher 
Wahrscheinlichkeit drohen würde. 
 

Das Bundesasylamt traf im bekämpften Bescheid aktuelle und hinreichend belegte Feststellungen zur 
allgemeinen Lage in der Türkei, zur Beachtung der Menschenrechte, zur Meinungs- und Pressefreiheit, zur 
Situation der Kurden, zur Grundversorgung in der Türkei sowie zu Einreisekontrollen und Behandlung im Fall 
einer Rückkehr. 
 

Im angefochtenen Bescheid führte das Bundesasylamt aus, dass es dem Beschwerdeführer nicht gelungen sei, 
mit seinen diversen vorgelegten Berichten und Internetauszügen Gründe glaubhaft zu machen, dass der 
Beschwerdeführer tatsächlich Gefahr liefe, in der Türkei Folter oder einer unmenschlichen Behandlung 
unterworfen zu werden oder dass ihm eine Verletzung seiner durch Art. 3 EMRK gewährleisteten Rechte drohen 
könnte. Dies vor allem auch, da der Beschwerdeführer keinen konkreten Bezug zwischen den in Vorlage 
gebrachten Unterlagen und seiner Person herstellen konnte. Diesen Ausführungen schließt sich der 
Asylgerichtshof an, da das Bundesasylamt seine Feststellungen zur Türkei auf eine aktuelle Zusammenstellung 
der Staatendokumentation gestützt hat, die auch mit den Feststellungen im abweisenden Bescheid des 
Unabhängigen Bundesasylsenates vom 27.09.2007 im ersten Verfahrensgang im Einklang stehen. Diese 
Länderfeststellungen basieren auf mannigfaltigen Quellen, denen keine Voreingenommenheit unterstellt werden 
kann, zumal man sich in diesen Berichten durchaus kritisch mit tatsächlich vorgefallenen Übergriffen 
auseinandersetzt. Demgegenüber stellen zum Beispiel gerade die vom Beschwerdeführer angeführten 
Internetlinks, die lediglich ohne Ausführungen dazu, was damit belegt werden soll, aufgezählt wurden, eine 
einseitige Meinung, deren Ursprung nicht nachvollzogen werden kann, dar. Der Asylgerichtshof zweifelt daher 
aufgrund der neuerlichen Ermittlungen des Bundesasylamtes im Rahmen des bekämpften Bescheides und der 
darauf gestützten Feststellung, dass sich die Lage in der Türkei seit Abschluss des ersten Asylverfahrens mit 
Bescheid des Unabhängigen Bundesasylsenates nicht maßgeblich geändert hat, an. Auch die in der Beschwerde 
als Beweismittel vorgelegte DVD (Aufnahmen von diversen Newroz-Festen aus dem Jahr 2008) enthält - wie 
alle anderen durch den Beschwerdeführer vorgelegten Beweismittel - lediglich eine allgemeine Darstellung der 
Situation in der Türkei, welcher auch ein Vorbringen bezüglich eines konkreten Bezuges zum Fluchtvorbringen 
des Beschwerdeführers fehlt. 
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Der Beschwerdeführer bezieht sich immer wieder lediglich auf Einzelberichte hinsichtlich sich ereigneter 
Einzelereignisse, ohne einen individuell-konkreten Anknüpfungspunkt zu seinem höchstpersönlichen Schicksal 
aufzuzeigen. Außerdem kann auch aus diesen Einzelberichten eben nicht darauf geschlossen werden, dass sich 
mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit die Allgemeinsituation im Herkunftsstaat des Beschwerdeführers seit 
rechtskräftiger Beendigung des ersten Asylverfahrens flächendeckend derart verschlechtert hat, dass dadurch 
eine neue Situation entstanden wäre, die eine nochmalige Auseinandersetzung mit allgemeinen Begebenheiten 
bedingen würde. 
 

Zumal der Sachverhalt für den Asylgerichtshof vor dem Hintergrund der herangezogenen Länderberichte als 
geklärt erscheint erübrigt es sich, einen in der Beschwerde beantragten Ländersachverständigen beizuziehen. 
 

4.3. Vor dem Hintergrund dieser Länderfeststellungen kann nicht von einer Situation ausgegangen werden, der 
zu Folge jeder Kurde in der Türkei allein aufgrund seiner Volksgruppenzugehörigkeit Verfolgungshandlungen 
ausgesetzt ist oder jeder Rückkehrer, der im Ausland an Demonstrationen teilgenommen hätte oder Mitglied 
eines kurdischen Vereines gewesen ist, verfolgt werden würde. Dieser Befund hat sich auch zwischenzeitlich 
nicht geändert. Vor allem gehen auch die Ausführungen des Beschwerdeführers, dass seine in Österreich 
durchgeführten politischen Aktivitäten nunmehr in der Türkei bekannt wären, ins Leere, da wie schon im 
Bescheid im ersten Asylverfahren festgehalten wurde, auch in diesem Fall nicht mit der maßgeblichen 
Wahrscheinlichkeit abgeleitet werden kann, dass dem Beschwerdeführer deshalb im Falle einer Rückkehr in die 
Türkei eine asylrelevante Verfolgung maßgeblicher Intensität drohen würde. Auch über die mangelnde 
Wahrscheinlichkeit einer Verfolgung aufgrund der einfachen Mitgliedschaft beim Mesopotamischen 
Kulturverein gegenüber einer Tätigkeit in exponierter Weise sowie eine daraus resultierende Strafverfolgung 
wurde bereits im Bescheid des Unabhängigen Bundesasylsenates vom 27.09.2007 rechtskräftig abgesprochen. 
 

Der Vollständigkeit halber wird unter Bezugnahme auf die Beschwerde und das darin enthaltene hypothetische 
Vorbringen darauf hingewiesen, dass eine eventuell in der Türkei einsetzende Verfolgung aufgrund einer 
eventuell bei einer Rückkehr in die Türkei noch erfolgende politische Betätigung des Beschwerdeführers 
keinerlei Asylrelevanz zu begründen vermag. 
 

4.4. Insoweit die neuerliche Asylantragstellung des Beschwerdeführers unter dem Blickwinkel des 
Refoulementschutzes (§ 8 AsylG 2005) zu betrachten ist, ist auszuführen, dass bereits dem rechtskräftigen 
Bescheid des Unabhängigen Bundesasylsenates vom 27.09.2007, GZ. 236.221/0/17E-XIX/61/03, Feststellungen 
zur allgemeinen Lage in der Türkei zugrunde gelegt wurden. Auch im zweiten Verfahren wurden wie oben 
ausgeführt aktuelle Länderfeststellungen getroffen und festgehalten, dass sich die allgemeine Lage in der Türkei 
nicht wesentlich geändert hat. Es ist für den Zeitraum der Erlassung des hier angefochtenen Bescheides, (aber 
auch für den nunmehrigen Entscheidungszeitpunkt, nicht bekannt), dass Verletzungen des Art. 3 EMRK in 
allgemeiner und willkürlicher Art durch die Regierung oder deren Behörden in der Türkei notorisch wären und 
jeder Rückkehrer (auch nach Stellung eines erfolglosen Asylantrages oder einer exilpolitischen Tätigkeit) davon 
betroffen wäre. Dass sich seit der Erlassung des rechtskräftigen Erstbescheides in der Türkei eine entscheidende 
Lageveränderung ergeben hätte, kann in diesem Fall verneint werden und hat sich der Asylgerichtshof dessen 
durch Einschau in die aktuellen Folgeberichte - im Interesse des Beschwerdeführers - versichert (unbeschadet 
des Umstandes, dass einzelne Fälle von Übergriffen der Organe der Sicherheit in der Türkei auf Zivilpersonen, 
insbesondere im Zuge der Newroz-Feste zu bejahen sind). 
 

Es sind auch keine wesentlichen in der Person des Beschwerdeführers liegenden neuen Sachverhaltselemente 
bekannt, wie beispielsweise eine schwere Erkrankung, die eine umfassende Refoulementprüfung für notwendig 
erscheinen lassen würden. Aus den Angaben des Beschwerdeführers kann nicht darauf geschlossen werden, dass 
ihm bei Rückkehr mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit ein reales Risiko einer unmenschlichen Behandlung etc. 
im Sinne des Art. 3 EMRK droht. 
 

Da somit auch keine Anhaltspunkte für eine Änderung des Sachverhalts im Hinblick auf allgemein bekannte 
Tatsachen, die von Amts wegen zu berücksichtigen wären, vorliegen, sich auch die allgemeine Situation in der 
Türkei in der Zeit zwischen Abschluss des ersten Asylverfahrens bis zur nunmehrigen Urteilserlassung nicht 
wesentlich geändert hat - wie sich der Asylgerichtshof durch Einsichtnahme in die aktuellen Berichte überzeugt 
hat - und sich auch die Rechtslage in der Zwischenzeit nicht entscheidungswesentlich geändert hat, ist das 
Bundesasylamt im Ergebnis daher zu Recht davon ausgegangen, dass der Behandlung des zweiten Asylantrages 
das Prozesshindernis der rechtskräftig entschiedenen Sache entgegensteht. 
 

II.5. Gemäß § 10 Abs. 1 Z 1 AsylG ist eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz mit einer Ausweisung zu 
verbinden, wenn der Antrag auf internationalen Schutz zurückgewiesen wird. Dies soll nach den erläuternden 
Bemerkungen zur Regierungsvorlage zum Asylgesetzes 2005 auch dann gelten, wenn diese Zurückweisung des 
Antrags - wie im vorliegenden Fall - wegen entschiedener Sache, sohin gemäß § 68 Abs. 1 AVG erfolgt (siehe 
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Erläuterungen zu § 37 AsylG 2005, 952 Blg. Nr. 22. GP, 55). Es liegt auch kein Aufenthaltstitel, wonach ein 
rechtmäßiger Aufenthalt gegeben wäre, vor. 
 

Demgemäß hat schon das Bundesasylamt richtigerweise eine Ausweisung - unter Berücksichtigung des damit 
verbundenen Eingriffes in das Familien- und Privatlebens des Beschwerdeführers und einer 
Interessensabwägung gemäß Art. 8 EMRK - ausgesprochen. 
 

5.1. Gemäß Art. 8 Abs. 1 EMRK hat jedermann Anspruch auf Achtung seines Privat- und Familienlebens, seiner 
Wohnung und seines Briefverkehrs. Der Eingriff einer öffentlichen Behörde in Ausübung dieses Rechts ist 
gemäß Art. 8 Abs. 2 EMRK nur statthaft, insoweit dieser Eingriff gesetzlich vorgesehen ist und eine Maßnahme 
darstellt, die in einer demokratischen Gesellschaft für die nationale Sicherheit, die öffentliche Ruhe und 
Ordnung, das wirtschaftliche Wohl des Landes, die Verteidigung der Ordnung und zur Verhinderung von 
strafbaren Handlungen, zum Schutz der Gesundheit und der Moral oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten 
anderer notwendig ist. 
 

Zu den in der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte (EGMR) zu Art. 8 EMRK 
entwickelten Grundsätzen zählt unter anderem auch, dass das durch Art. 8 EMRK gewährleistete Recht auf 
Achtung des Familienlebens, das Vorhandensein einer "Familie" voraussetzt. 
 

Der Begriff des "Familienlebens" in Art. 8 EMRK umfasst nicht nur die Kleinfamilie von Eltern und 
(minderjährigen) Kindern und Ehegatten, sondern auch entferntere verwandtschaftliche Beziehungen, sofern 
diese Beziehungen eine gewisse Intensität erreichen. In der bisherigen Spruchpraxis der Straßburger Instanzen 
wurden als unter dem Blickwinkel des Art. 8 EMRK zu schützende Beziehungen bereits solche zwischen Enkel 
und Großeltern (EGMR 13.06.1979, Marckx, EuGRZ 1979, 458; s. auch EKMR 07.12.1981, B 9071/80, X-
Schweiz, EuGRZ 1983, 19), zwischen Geschwistern (EKMR 14.03.1980, B 8986/80, EuGRZ 1982, 311), 
zwischen Eltern und erwachsenen Kindern und zwischen Onkel bzw. Tante und Neffen bzw. Nichten (EKMR 
19.07.1968, 3110/67, Yb 11, 494 (518); EKMR 28.02.1979, 7912/77, EuGRZ 1981/118; EKMR 05.07.1979, B 
8353/78, EuGRZ 1981, 120) anerkannt, sofern eine gewisse Beziehungsintensität vorliegt (vgl. Baumgartner, 
ÖJZ 1998, 761; Rosenmayer, ZfV 1988, 1). Das Kriterium einer gewissen Beziehungsintensität wurde von der 
Kommission auch für die Beziehung zwischen Eltern und erwachsenen Kindern gefordert (EKMR 06.10.1981, B 
9202/80, EuGRZ 1983, 215). Es kann eben nicht von vornherein davon ausgegangen werden, dass zwischen 
Personen, welche miteinander verwandt sind, immer auch ein ausreichend intensives Familienleben iSd Art. 8 
EMRK besteht, vielmehr ist dies von den jeweils gegebenen Umständen, von der konkreten Lebenssituation 
abhängig. Der Begriff des 'Familienlebens' in Art. 8 EMRK setzt daher neben der Verwandtschaft auch andere, 
engere Bindungen voraus; die Beziehungen müssen eine gewisse Intensität aufweisen. So ist etwa darauf 
abzustellen, ob die betreffenden Personen zusammengelebt haben, ein gemeinsamer Haushalt vorliegt oder ob 
sie (finanziell) voneinander abhängig sind (vgl. dazu EKMR 6.10.1981, B 9202/80, EuGRZ 1983, 215; EKMR 
19.7.1968, 3110/67, Yb 11, 494 (518); EKMR 28.2.1979, 7912/77, EuGRZ 1981, 118; EKMR 14.3.1980, 
8986/80, EuGRZ 1982, 311; Frowein - Peukert, Europäische Menschenrechtskonvention, EMRK - Kommentar, 
2. Auflage (1996) Rz 16 zu Art. 8 EMRK; Baumgartner, Welche Formen des Zusammenlebens schützt die 
Verfassung? ÖJZ 1998, 761; vgl. auch Rosenmayr, Aufenthaltsverbot, Schubhaft und Abschiebung, ZfV 1988, 
1, ebenso VwGH vom 26.1.2006, 2002/20/0423, vgl. auch VwGH vom 8.6.2006, Zl. 2003/01/0600-14, oder 
VwGH vom 26.1.2006, Zl.2002/20/0235-9, wo der VwGH im letztgenannten Erkenntnis feststellte, dass das 
Familienleben zwischen Eltern und minderjährigen Kindern nicht automatisch mit Erreichen der Volljährigkeit 
beendet wird, wenn das Kind weiter bei den Eltern lebt). 
 

Das Recht auf Achtung des Familienlebens im Sinne des Art 8 EMRK schützt das Zusammenleben der Familie. 
Es umfasst jedenfalls alle durch Blutsverwandtschaft, Eheschließung oder Adoption verbundene 
Familienmitglieder, die effektiv zusammen leben. Der Begriff des Familienlebens ist nicht auf Familien 
beschränkt, die sich auf eine Heirat gründen, sondern schließt auch andere de facto Beziehungen ein; maßgebend 
ist beispielsweise das Zusammenleben eines Paares, die Dauer der Beziehung, die Demonstration der 
Verbundenheit durch gemeinsame Kinder oder auf andere Weise (EGMR Marcks, EGMR 23.04.1997, 10 ua). 
 

Nach ständiger Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes kommt den Normen, die die Einreise und den Aufenthalt 
von Fremden regeln, aus der Sicht des Schutzes und der Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung (Art. 8 
Abs. 2 EMRK) ein hoher Stellenwert zu (VwGH 16.01.2001, 2000/18/0251, uva). 
 

Der VwGH hat festgestellt, dass beharrliches illegales Verbleiben eines Fremden nach rechtskräftigem 
Abschluss des Asylverfahrens bzw. ein länger dauernder illegaler Aufenthalt eine gewichtige Gefährdung der 
öffentlichen Ordnung im Hinblick auf ein geordnetes Fremdenwesen darstellen würde, was eine Ausweisung als 
dringend geboten erscheinen lässt (VwGH 31.10.2002, 2002/18/0190). 
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Zur Gewichtung der öffentlichen Interessen sei das Erkenntnis des VfGH 17.03.2005, G 78/04 erwähnt, in dem 
dieser erkennt, dass auch das Gewicht der öffentlichen Interessen im Verhältnis zu den Interessen des Fremden 
bei der Ausweisung von Fremden, die sich etwa jahrelang legal in Österreich aufgehalten haben, und 
Asylwerbern, die an sich über keinen Aufenthaltstitel verfügen und denen bloß während des Verfahrens 
Abschiebeschutz zukommt, unterschiedlich zu beurteilen sind. 
 

Bei der Interessensabwägung sind unterschiedliche Kriterien zu beachten (vgl. jüngst VfGH 29.09.2007, B 
1150/07; 01.10.2007, G 179, 180/07 unter Bezugnahme auf Judikatur des EGMR): Dies sind etwa die 
Aufenthaltsdauer, die vom EGMR an keine fixen zeitlichen Vorgaben geknüpft wird (EGMR 31.01.2006, Fall 
Rodrigues da Silva und Hoogkamer, Appl. 50.435/99, ÖJZ 2006, 738 = EuGRZ 2006, 562; 

16.09.2004, Fall Ghiban, Appl. 11.103/03, NVwZ 2005, 1046), das tatsächliche Bestehen eines Familienlebens 
(EGMR 28.05.1985, Fall Abdulaziz ua., Appl. 9214/80, 9473/81, 9474/81, EuGRZ 1985, 567; 

20.06.2002, Fall Al-Nashif, Appl. 50.963/99, ÖJZ 2003, 344; 

22.4.1997, Fall X, Y und Z, Appl. 21.830/93, ÖJZ 1998, 271) und dessen Intensität (EGMR 02.08.2001, Fall 
Boultif, Appl. 54.273/00), die Schutzwürdigkeit des Privatlebens, den Grad der Integration des Fremden, der 
sich in intensiven Bindungen zu Verwandten und Freunden, der Selbsterhaltungsfähigkeit, der Schulausbildung, 
der Berufsausbildung, der Teilnahme am sozialen Leben, der Beschäftigung und ähnlichen Umständen 
manifestiert (vgl. EGMR 04.10.2001, Fall Adam, Appl. 43.359/98, EuGRZ 2002, 582; 09.10.2003, Fall 
Slivenko, Appl. 48.321/99, EuGRZ 2006, 560; 16.06.2005, Fall Sisojeva, Appl. 60.654/00, EuGRZ 2006, 554; 
vgl. auch VwGH 05.07.2005, 2004/21/0124; 

11.10.2005, 2002/21/0124), die Bindungen zum Heimatstaat, die strafgerichtliche Unbescholtenheit, aber auch 
Verstöße gegen das Einwanderungsrecht und Erfordernisse der öffentlichen Ordnung (vgl. zB EGMR 
24.11.1998, Fall Mitchell, Appl. 40.447/98; 11.4.2006, Fall Useinov, Appl. 61.292/00). Auch die Frage, ob das 
Privat- und Familienleben in einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die Beteiligten ihres unsicheren 
Aufenthaltsstatus bewusst waren, ist bei der Abwägung in Betracht zu ziehen (EGMR 24.11.1998, Fall Mitchell, 
Appl. 40.447/98; 05.09.2000, Fall Solomon, Appl. 44.328/98; 31.01.2006, Fall Rodrigues da Silva und 
Hoogkamer, Appl. 50.435/99, ÖJZ 2006, 738 = EuGRZ 2006, 562). 
 

5.2. Im vorliegenden Fall ergab sich unter Bezugnahme auf die Angaben des Beschwerdeführers, dass seine 
Schwester österreichische Staatsbürgerin ist. Diese unterstützt ihn auch finanziell. Ob dieses verwandtschaftliche 
Verhältnis (Geschwister) unter den Familienbegriff des EGMR fällt, hängt vom Hinzutreten weiterer 
Voraussetzungen ab, welche auf eine besondere Beziehungsintensität hinweisen. An die Beziehungsintensität ist 
ein sehr hoher Maßstab anzulegen, eine finanzielle Unterstützung der Schwester alleine reicht nicht aus, dass 
dieses Kriterium der besonderen Beziehungsintensität erfüllt ist. Vielmehr müssten noch weitere 
Abhängigkeitsverhältnisse hinzutreten, welche jedoch im konkreten Fall nicht gegeben sind, da der 
Beschwerdeführer mit seiner Schwester niemals zusammen gelebt oder einen gemeinsamen Haushalt geführt hat. 
Auch eine besondere emotionale Abhängigkeit wurde vom Beschwerdeführer nicht behauptet und lebt vor allem 
auch seine Kernfamilie, zu welcher er sicher den nächsten Bezug hat nach wie vor in der Türkei. Der 
Beschwerdeführer brachte damit - gestützt auf seine eigenen Angaben - kein spezielles Nahe- bzw 
Abhängigkeitsverhältnis zu seiner in Österreich lebenden Schwester vor, welches eine - im Lichte der 
Rechtsprechung des EGMR - ausreichende Beziehungsintensität begründen würde, das im konkreten Einzelfall 
auch höher zu bewerten wäre als die entgegenstehenden öffentlichen Interessen. 
 

Da somit im gegenständlichen Fall ein Eingriff in das Familienleben des Beschwerdeführers zu verneinen ist, 
bleibt zu prüfen, ob mit der Ausweisung ein Eingriff in dessen Privatleben einhergeht. 
 

5.3. Die Ausweisung beeinträchtigt das Recht auf Privatsphäre eines Asylantragstellers dann in einem Maße, der 
sie als Eingriff erscheinen lässt, wenn über jemanden eine Ausweisung verhängt werden soll, der lange in einem 
Land lebt, eine Berufsausbildung absolviert, arbeitet und soziale Bindungen eingeht, ein Privatleben begründet, 
welches das Recht umfasst, Beziehungen zu anderen Menschen einschließlich solcher beruflicher und 
geschäftlicher Art zu begründen (Wiederin in Korinek/Holoubek, Bundesverfassungsrecht, 5. Lfg., 2002, Rz 52 
zu Art 8 EMRK). 
 

Im Hinblick auf die Judikatur des VwGH und EGMR ist auszuführen, dass zwar aufgrund der Aufenthaltsdauer 
des Beschwerdeführers in Österreich von sechs Jahren von einem Eingriff in das Privatleben des 
Beschwerdeführers auszugehen ist, die nach Art. 8 Abs. 2 EMRK gebotene Interessensabwägung nach den unter 
obigen Punkt angeführten Kriterien jedoch zu Lasten des Beschwerdeführers ausfällt. 
 

Nach der jüngsten Rechtsprechung des EGMR (EGMR 08.04.2008, Nnyanzi 

v. the United Kingdom, 21878/06 bzgl. einer ugandischen Staatsangehörigen die 1998 einen Asylantrag im 
Vereinigten Königreich stellte) ist im Hinblick auf die Frage eines Eingriffes in das Privatleben maßgeblich 
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zwischen niedergelassenen Zuwanderern, denen zumindest einmal ein Aufenthaltstitel erteilt wurde und 
Personen, die lediglich einen Asylantrag gestellt haben und deren Aufenthalt somit bis zur Entscheidung im 
Asylverfahren unsicher ist, zu unterscheiden (im Falle der Beschwerdeführerin Nnyanzi wurde die Abschiebung 
nicht als ein unverhältnismäßiger Eingriff in ihr Privatleben angesehen, da von einem grundsätzlichen 
Überwiegen des öffentlichen Interesses an einer effektiven Zuwanderungskontrolle ausgegangen wurde). 
 

Der VwGH hat im Erkenntnis vom 26.06.2007, Zl. 2007/01/0479 festgehalten, dass ein dreijähriger auf die 
Stellung eines Asylantrages gestützter Aufenthalt im Bundesgebiet (regelmäßig) keine rechtlich relevante 
Bindung zum Aufenthaltsstaat begründet. 
 

Zu verweisen ist auch auf die jüngste Rechtsprechung des VfGH vom 29.11.2007, Zl. B 1958/07-9 wonach in 
einem ähnlich gelagerten Fall (der Berufungswerber aus dem Kosovo hielt sich mit seiner Familie im Zeitpunkt 
der Bescheiderlassung durch den UBAS etwa zwei Jahre in Österreich auf - siehe UBAS vom 15.10.2007, Zahl: 

301.106-C1/7E-XV/53/06) die Behandlung der Beschwerde wegen Verletzung des Art. 8 EMRK abgelehnt 
wurde. Der VfGH führte aus, dass der belangten Behörde aus verfassungsrechtlichen Gründen nicht entgegen 
getreten werden könne, wenn sie schon angesichts der kurzen Dauer des Inlandsaufenthaltes davon ausgehe, dass 
das öffentliche Interesse an der Beendigung des Aufenthalts von Fremden ohne Aufenthaltstitel das Interesse an 
der Achtung des Privat- und Familienlebens überwiegt. 
 

Nach Ansicht des Asylgerichtshofes fällt unter Zugrundelegung dieser Kriterien die nach Art. 8 Abs. 2 EMRK 
gebotene Abwägung zu Lasten des Beschwerdeführers aus, dies insbesondere im Hinblick darauf, dass sich zum 
Entscheidungszeitpunkt der illegal eingereiste Beschwerdeführer noch keinerlei besondere Deutschkenntnisse 
angeeignet hat, er keine besonderen Beziehungen (außer der bereits Behandelten zu seiner Schwester) zu 
Personen in Österreich aufweist, keinerlei berufliche Integration vorliegt und auch sonstige weitere soziale oder 
wirtschaftliche Anknüpfungspunkte im Verfahren nicht hervorgekommen sind. Vielmehr musste dem 
Beschwerdeführer seit der abweisenden Entscheidung des Bundesasylamtes vom 21.03.2003 bewusst sein, dass 
er nicht zum dauernden Aufenthalt in Österreich berechtigt ist. Vor diesem Hintergrund stellt sich die neuerliche 
Antragstellung auf internationalen Schutz lediglich als Versuch, seinen Aufenthalt in Österreich zu verlängern, 
dar. Es kann daher nicht von einer nachhaltigen Integration, die schwerer als das öffentliche Interesse an der 
Effektuierung der negativen Asylentscheidung in Folge einer in der Substanz unbegründeten Asylantragstellung 
wiegen würde, ausgegangen werden. 
 

Es liegt somit zusammengefasst kein vom Schutz des Art. 8 EMRK umfasster Familienbezug zu einer Person in 
Österreich oder ein unzulässiger Eingriff in ein zu schützendes Privatleben vor. Die Ausweisung des 
Beschwerdeführers ist daher zulässig. 
 

Im Ergebnis war daher auch die Ausweisung rechtmäßig. 
 

II.6. Da weder in der maßgeblichen Sachlage für eine Gewährung von internationalem Schutz im Hinblick auf 
jenen Sachverhalt, der in der Sphäre des Berufungswerbers gelegen ist, noch auf jenen, welcher von Amts wegen 
aufzugreifen ist (allgemein bekannte Tatsachen), noch in den anzuwendenden Rechtsnormen eine Änderung 
eingetreten ist, welche eine andere rechtliche Beurteilung des Antrages auf internationalen Schutz nicht von 
vornherein als ausgeschlossen erscheinen ließe, liegt entschiedene Sache vor, über welche nicht mehr neuerlich 
meritorisch entschieden werden darf. Da sohin Identität der Sache vorliegt, hat das Bundesasylamt den 
neuerlichen Antrag auf internationalen Schutz zu Recht wegen entschiedener Sache zurückgewiesen und eine 
Ausweisung nach Prüfung der entsprechenden Kriterien ausgesprochen. Da das Bundesasylamt ordnungsgemäß 
die entsprechenden Fakten geprüft hat und vom Bundesasylamt lediglich die Refoulemet Entscheidung in Form 
einer auf § 8 Abs. 1 AsylG gestützten inhaltlichen Prüfung bzw. Sachentscheidung erledigt wurde, was im 
Rahmen einer Zulässigkeitsprüfung im Sinne des § 68 AVG - wie oben gezeigt - nicht zulässig erscheint, konnte 
mit einer Maßgabenentscheidung im Sinne des § 66 Abs. 4 AVG vorgegangen werden. Fällt die Behörde erster 
Rechtsstufe eine Sachentscheidung, obwohl das Parteianbringen wegen entschiedener Sache zurückzuweisen 
gewesen wäre, hat die Berufungsbehörde die Berufung gegen den betreffenden Bescheid mit der Maßgabe 
abzuweisen, dass der Spruch des erstinstanzlichen Bescheides auf "Zurückweisung wegen entschiedener Sache" 
zu lauten hat (VwGH 02.06.1992, Zl: 89/07/0057). 
 

Die Beschwerde war somit insgesamt abzuweisen. 
 

II.7. Wird gegen einen mit einer zurückweisenden Entscheidung über einen Antrag auf internationalen Schutz 
verbundene Ausweisung Beschwerde ergriffen, hat der Asylgerichtshof dieser binnen einer Woche ab Vorlage 
der Beschwerde durch Beschluss die aufschiebende Wirkung zuzuerkennen, wenn anzunehmen ist, dass eine 
Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung des Fremden in den Staat, in den die Ausweisung lautet, 
eine reale Gefahr einer Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur 
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Konvention bedeuten würde oder für ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der 
Unversehrtheit infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes 
mit sich bringen würde (§ 37 Abs. 1 AsylG 2005, BGBl. I Nr. 100 in der Fassung BGBl. I Nr. 4/2008). 
 

Der Beschwerde war keine aufschiebende Wirkung zuzuerkennen, weil die in § 37 Abs. 1 AsylG umschriebenen 
Voraussetzungen nicht vorliegen. 
 

II.8. Gemäß § 41 Abs. 7 AsylG 2005, BGBl. I Nr. 100 in der Fassung BGBl. I Nr. 4/2008, konnte von der 
Durchführung einer mündlichen Verhandlung abgesehen werden., da der Sachverhalt auf Grund der Aktenlage 
in Verbindung mit der Beschwerde zur Beurteilung ausreichend geklärt erschien. Als "geklärt" im Sinne der 
Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes (Zl. 98/01/0308 v. 11.11.1998) ist der Sachverhalt dann anzusehen, 
wenn er nach Durchführung eines ordnungsgemäßen Ermittlungsverfahrens und schlüssiger Beweiswürdigung 
der Behörde erster Instanz festgestellt wurde und in der Berufung kein dem Ergebnis des Ermittlungsverfahrens 
der Behörde erster Instanz entgegenstehender oder darüber hinausgehender Sachverhalt neu und in konkreter 
Weise behauptet wird. 


